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Verteilt ....... : ......................................... .. 

Ihr Zeichen Unser Zeichen 

VP-ZB-6111 

Betreff: 

Teilnahrre ÖSterreichs am Euro­
päischen Wirtschaftsraum; 
Entwurf einer Novelle zur 1. 
Durchführungsverordnung zum 
Kfl-Gesetz 1952 und einer 2. 
Durchführungsverordnung zum 
Kfl-Gesetz 1952 
Stellungnahme 

• Durchwahl 2593 

B* 
aktiv für Sie 

Bundeskammer 

für Arbeiter und Angestellte 

Prinz-Eugen-Straße 20-22 

A-1041 Wien, Postfach 534 

.'(0222) 50165 

Datum 

30.7.1992 

Die BundeskaImer für Arbeiter und Angestellte übersendet 25 Exerrplare ihrer 

Stellungnahne zu der im Betreff genannten Novelle zur gefälligen Infonnation. 

Der Präsiden~~ 
• ~ /'" f .1 
l.~.' /> i (/ : 

f .~ 

i ! ~",~~\yv l"/~' V"~i 
V V 

Beilagen 

• 
Der Direktor: 

iV 
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A-1041 Wien, Prinz-Bugen-Straße 20-22, Postfach .534 

Bundesministerium für öffent­
liche Wirtschaft und Verkehr 

Radetzkystr 2 
1030 Wien 

Ihr Zeichen Unser Zeichen 
244.017/6- VP/Ju/6111 
II/4/92 

Betreff: 
Teilnahme österreichs am Euro­
päischen Wirtschaftsraum; 
Entwurf einer Novelle zur 1. 
Durchführungsverordnung zum 
Kfl-Gesetz 1952 und einer 2. 
Durchführungsverordnung zum 
Kfl-Gesetz 1952 
(Stellungnahme) 

• Durch wahl 2 593 
~ 

aktiv für Sie 

Bundeskammer 

für Arbeiter und Angestellte 

Prinz-Bugen-Straße 20-22 

A-1041 Wien, Postfach 534 

• (0222) 50165 

Datum 
23.7.1992 

Die Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte verweist auf ihre 

stellungnahme vorn 17.7.1992 zum Entwurf einer Novelle zum Kraft­

fahrliniengesetz. Nach Auffassung der Bundesarbeitskammer sollten 

die gesetzlichen Regelungen zur Güter- und Personenbeförderung 

vergleichbar und einheitlich gestaltet werden. Damit ergäbe sich 

für die beiden gegenständlichen Durchftihrungsverordnungen zum 

Kraftfahrliniengesetz1952 nicht nur eine verküizung des Verord­

nungstextes, sondern auch eine präzisere gesetzliche Fundamentie­

rung und damit eine bessere Überschaubarkei t und Amvendbarkei t. 

Zu den einzelnen Punkten der 1. Durchftihrungsverordnung wird 
folgendes angemerkt: 
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Zu § 5 Abs 2 Z 3 

In dieser Regelung des bestehenden Verordnungs textes wird vorge­

schrieben, daß das Konzessionsansuchen Angaben und Unterlagen ~ur 

Beurteilung I ob der Bewerber zuverlässig und geeignet und die 

Sicherheit des Betriebes und die Leistungsfähigkeit des Untern:eh­

mens gewährleistet sind, enthalten muß. 

Nach Auffassung der Bundesarbei tskammer E.oll ten in Gesetz und 

Verordnung in übereinstimmung mit den betreffenden EG-Bestimll.un­

gen einheitliche Begriffe verwendet werden. EG-Richtlinie und 

Kraftfahrliniengesetz sprechen von Zuverlässigkeit, finanzieller 

Leistungsfähigkeit und fachlicher Eignung des Antragstellers~ Was 

unter der "Sicherheit des Betriebes" zu "'2rstel1en ist, wird weder 

im Kraftfahrliniengesetz noch in den EG-Richtlinien erläutert. 

Die Bundesarbeitskammer spricht sich daher für eine überarbeit~ng 

der Z 3 aus. 

Zu § 5 Abs 2 Z 13 

Konform mit der Stellungnahme zum Kraft f ahrl il1iengesetz: in der 

gefordert wurde, daß in der Konzession auch die Haltest~llen 

anzugeben sind, sollte hier in der Verordnung eine Z 13 neu 

aufgenommen werden, wonach bereits im Konzessionsansuchendie 

Haltestellen zu benennen sind. 

Zu Z 7 (§ 5 Abs 3) 

Nach dieser Bestimmung kann die KonzessionsbehBrde von den 

Erfordernissen des Abs 5 Z 1 bis 4 absehen, wenn der Bewerber 

bereits eine Kraftfahrlinie betreibt. 

Nach Ansicht der Bundesarbeitskammer sollte dieser Absatz ersatz­

los gestrichen werden. Angaben über Anschrift, Betriebssitz oder 

des rechtlichen Bestandes einer juristischen Person (gemäß Z 1 

und 2) dürften für bereits Kraftfal1rlinien betreibende 
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Antragsteller' keinerlei Schwierigkeiten bilden, eine diesbezüg­

liche Ausnahmereglung scheint nicht zweckmäßig. 

Die Ausnahme vom Nachweis der Zuverlässigkeit, der finanziellen 

Leistungsfähigkeit und der fachlichen Eignung (gemäß Z 3) bei 

Antrag auf eine weitere Kraftfahrlinie ist nicht zu rechtferti­

gen. Nach EG-Richtlini,e und neuem Kraftfahrliniengesetz müssel~ 

diese Voraussetzungen während der ganzen Dauer der Konzession 

vorliegen. Es besteht die Gefahr, daß diesbezügliche überprüfun­

gen während des Bestehens einer Kraftfahrlinie nicht durchgeführt 

werderl. Deshalb erscheint eine neuerliche Oberprüfung der Voraus­

setzungen auch bei Anträgen von Bewerb~rn, die bereits eine 

Kraftfahrlinie betreiben, sinnvoll. 

Zu § 6 Abs 1 

Hier gilt das gleiche, wie bereits zu 5 5 Abs 2 Z 13 ausgeführt. 

Auch die EG-Verordnuhg Nr 648/92 legt fest, daß in der Konzession 

Haltestellen und Fahrpläne angegeben werden müssen. Eine diesbe­

zügliche Ergänzung erscheint daher notwendig. 

Zu Z 11 (§ 35 Abs 1) 

Die Beschaffenheit und Wirkungsweise der ?remsen und der Lenkung 

sowie der Bereifung sind jeden zweiten Monat unter der Verantwor­

tu~g des Unternehmers zu überprüfen. Durct die Verordnungsnovelle 

soll diese Überprüfung nur mehr jeden dritten Monat erfolgen. 

Dazu wird in den Erläuterungen ausgefUhrt, daß die Fristverlänge­

rung von zwei auf drei Monate durchgeführt werden mußte, da im 

Europäischen Wirtschaftsraum "größtenteils" eine dreimonatige 

Frist vorgesehen ist. Weiters wird bemerkt, daß eine zweimonatige 

Überprüfung für österreichische Unternehmen einen Wettbewerbs­
nachteil bedeuten würde. 
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Die Bundesarbeitskammer kann dieser Argumentation nich;t folq!=!n 

und stellt Verkehrss icherhei t über die befürchtenden IITtiettbewe,rbs­

nachteile ". Eine Verlängerung der Frist von zwei auf drei Monate 

wird abgelehnt. 

Zu den einzelnen Bestimmungen der 2. Durchfi..ihrungsverordnung wi~d 

folgendes angemerkt: 

Zu § 2 

Wie bereits in der stellungnahme zum Kraftfahrliniengesetz, und 

auch oben schon mehrfach erwähnt, sollte aus Gründen der Einhett­

lichkeit von Güterbeförderungs-, Gelegenheitsverkehrs- und 

Kraftfahrliniengesetz lilis 2 der Verordnung in den Gesetzestext 

aufgenommen werden. 

Nach Ansicht der Bundesarbeitskammer ist dabei in lit a das Wort 

"schwere" vor "strafrechtliche Verurteilung ll zu streichen, damit 

Auslegungsschwierigkeiten weitestgehend.. ausgeschaltet sind. 

Dasselbe gilt für lit 6: Nach Ansicht der Bundesarbeitskammer ist 

die Zuverlässigkeit nicht mehr gegeben, wenn dem Bewerber "wieder­

holte Verstöße gegen die Vorschriften über Entlohnungs- und 

Arbeitsbedingungen ... " uam nachgewiesen vlUrdel1. 

Zu § 3 

Abs 1 über die finanzielle Leistungsfähi'Jkeit ist aus den oben 

genannten Gründen im Gesetz aufzunehmen. 

Zu § 4 

Abs 1 und 2 regeln grundsätzlich die Voraussetzungen der fachli­

chen Eignung. Sie sollten genauso wie die grundsätzlichen Bestim­

mungen über die Zuverlässigkeit (§ 2 Abs 2) und über die finan­

zielle Leistungsfähigkeit ("§ 3 Abs 1) Ü1 das Gesetz übertracgen 

werden. 

.. 

- l, 
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Nach Abs 3 brauchen Betriebsleiter l Unternehmer des mit Omnibus­

sen betriebenen Mietwagengewerbes sowie gewerberechtliche Ge­

schäftsführer des mit Omnibussen betriebenen Mietwagengewerbes 

keine fachliche Eignung nachweisen. Dies wird von der Bundesar­

beitskammer zur Gänze abgelehnt. Entsprechend der stellungnahme 

zu § 5 Abs 3 der 1. Durchführungsverordnung spricht sich die 

Bundesarbei tskammer auch dagegen aus I d2U3 Berechtigungsinhaber I 

die die Erteilung einer weiteren Berechtigung beantragen, die 

fachliche Eignung nicht nachweisen müssen. 

Nach Ansicht der Bundesarbeitskammer sollte daher Abs 3 ersatzlos 

gestrichen werden. 

Der Direktor: 

iV 
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